
Satzung 
 
vom 10.12.2008 zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in 
der Gemeinde Eitorf vom 22.03.1996, zuletzt geändert am 03.07.2001 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 1994, S.666) in der z. Zt. gültigen 
Fassung und der §§ 1, 2, 3 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.10.1969 (GV NW 1969, S. 712) in 
der z. Zt. gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Eitorf in seiner Sitzung am 10.12.2008 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
In § 2 (Steuergegenstand) Abs. 2 wird nach Satz 1 eingefügt:  
 
Keine Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung ist eine berufsbedingt gehaltene Nebenwohnung eines 
verheirateten, nicht dauerhaft von seiner Familie getrennt lebenden Berufstätigen.  
 

§ 2 
 
§ 4 (Steuermaßstab) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Die Vorschrift des § 79 des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. 1991 I S. 230) in der zurzeit gültigen Fassung findet mit 
der Maßgabe Anwendung, dass die Jahresrohmieten, die gemäß Artikel 2 des Gesetzes zur 
Änderung des Bewertungsgesetzes vom 13.08.1965 (BGBl. I S. 851) vom Finanzamt auf den 
Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.1964 festgestellt wurden, jeweils für das Erhebungsjahr auf den 
September des Vorjahres hochgerechnet werden. Die Hochrechnung erfolgt bis Januar 1995 
entsprechend der Steigerung der Wohnungsmieten (Bruttokaltmiete; Reihe Wohnungsmiete 
insgesamt) nach dem Preisindex der Lebenshaltung aller privaten Haushalte im früheren 
Bundesgebiet, der vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht wird. Ab Januar 1995 erfolgt die 
Hochrechnung entsprechend der Steigerung der Wohnungsmieten (Nettokaltmiete; Reihe 
Nettokaltmiete insgesamt) nach dem Preisindex der Lebenshaltung aller privaten Haushalte im 
gesamten Bundesgebiet, der vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht wird. 
 

§ 3 
 
§ 6 (Entstehung der Steuerpflicht und Fälligkeit der Steuerschuld) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Kalenderjahres, jedoch frühestens mit In-Kraft-Treten 
dieser Satzung. Wird eine Wohnung erst nach dem 1. Januar bezogen oder für den persönlichen 
Lebensbedarf vorgehalten, so entsteht die Steuerpflicht am ersten Tag des folgenden 
Kalendermonats, in den der Beginn des Innehabens der Zweitwohnung fällt. 
 
Stehen die Besteuerungsgrundlagen nach § 4 Abs. 3 erst nach Ablauf des Kalenderjahres fest, so 
entsteht die Steuer mit Ablauf des Kalenderjahres. 
 
Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerpflichtige die Zweitwohnung 
aufgibt. 
 
(2) Steuerjahr ist das Kalenderjahr. Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. In den Fällen des 
Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz sowie der Sätze 2 und 4 ermäßigt sich die Steuer auf den der Dauer der 
Steuerpflicht entsprechenden Teilbetrag. 
 
(3) Sind mehrere Personen, die nicht zu einer Familie gehören, gemeinschaftlich Inhaber einer 
Zweitwohnung, so kann die Gesamtsteuer durch die Anzahl der Inhaber geteilt und für den einzelnen 
Inhaber entsprechend anteilig festgesetzt werden. Die Bestimmung des § 3 Abs. 2 (Gesamtschuldner) 
bleibt unberührt. 
 
(4) In den Fällen des Abs. 1 Sätze 1 und 2 wird die Steuer in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15. 



Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. In den Fällen des Abs. 1 Satz 3 wird die Steuer 
für das zurückliegende Kalenderjahr insgesamt einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids 
fällig. Auch sonstige für die Vergangenheit nachzuzahlende Steuerbeträge werden einen Monat nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheids fällig. 
 

§ 4 
 
Die Satzungsänderung  tritt zum 01.01.2009 in Kraft. 
 
 
 


